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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen
Sachgebiet Sonstige Angelegenheiten
Abteilung 9
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
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1. Instanz

Aktenzeichen S 22 SO 289/22 ER
Datum 28.09.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 SF 274/22 ER
Datum 08.11.2022

3. Instanz

Datum -

Der Antrag auf Aussetzung der Vollstreckung aus dem Beschluss des Sozialgerichts
DÃ¼sseldorf vom 28.09.2022 wird abgelehnt.

Die Antragstellerin hat die Kosten der Antragsgegnerin fÃ¼r das Verfahren nach Â§ 199
Abs. 2 SGG zu erstatten.

Â 

GrÃ¼nde

Â 

Die Entscheidung beruht auf Â§ 199 Abs. 2 SGG. Danach kann der Vorsitzende des Gerichts,

das Ã¼ber das Rechtsmittel zu entscheiden hat, die Vollstreckung durch einstweilige

Anordnung aussetzen, wenn das Rechtsmittel keine aufschiebende Wirkung hat.

Â 

                               1 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGG/199.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/199.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/199.html


 

Der Aussetzungsantrag ist zulÃ¤ssig. Der angefochtene Beschluss des Sozialgerichts vom

28.09.2022 ist ein vollstreckbarer Titel (Â§ 199 Abs. 1 Nr. 2 SGG). Die statthafte und auch im

Ãœbrigen zulÃ¤ssige Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (Â§ 175 Satz 1 und 2 SGG

).

Â 

Der Antrag ist unbegrÃ¼ndet.

Â 

Die Anordnung, die Vollstreckung einstweilen auszusetzen, ist eine Ermessensentscheidung

(BSG Beschluss vom 08.12.2009 â€“ B 8 SO 17/09; LSG Nordrhein-Westfalen BeschlÃ¼sse

vom 04.02.2020 â€“ L 7 SF 28/20 ER, vom 03.12.2014 â€“ L 19 SF 801/14 ER und vom

16.07.2014 â€“ L 6 SF 556/14 ER; LSG Baden-WÃ¼rttemberg Beschluss vom 26.01.2006 â€“

L 8 AS 403/06 ER). Sie erfordert regelmÃ¤ÃŸig eine AbwÃ¤gung des Interesses des

GlÃ¤ubigers an der Vollziehung mit dem Interesse des Schuldners, nicht vor der Beendigung

des Instanzenzugs leisten zu mÃ¼ssen. FÃ¼r die einstweilige Aussetzung der Vollstreckung

bedarf es regelmÃ¤ÃŸig besonderer rechtfertigender UmstÃ¤nde, die Ã¼ber die Nachteile

hinausgehen, die fÃ¼r den Antragsteller mit der Zwangsvollstreckung aus einem noch nicht

rechtskrÃ¤ftigen Titel also solcher regelmÃ¤ÃŸig verbunden sind. Dies folgt aus der

Entscheidung des Gesetzgebers, dass die Rechtsmittel Berufung und Beschwerde

grundsÃ¤tzlich keine aufschiebende Wirkung haben (Â§Â§ 154, 175 SGG, hierzu auch BSG

Beschluss vom 05.09.2001 â€“ B 3 KR 47/01 R). FÃ¼r die Aussetzung der Vollstreckung aus

einer einstweiligen Anordnung kommt hinzu, dass schon das in der Hauptsache gefÃ¼hrte

Eilverfahren darauf gerichtet ist, effizienten Rechtsschutz unter AbwÃ¤gung der

widerstreitenden Interessen zu gewÃ¤hrleisten (so etwa BVerfG Beschluss vom 10.10.2013 â€“

1 BvR 2025/03). Daher bedarf es fÃ¼r eine vorlÃ¤ufige Aussetzung der Vollstreckung nach Â§

199 Abs. 2 SGG der Glaubhaftmachung weiterer schwerer und unzumutbarer, nicht anders

abwendbarer BeeintrÃ¤chtigungen, die durch die Entscheidung Ã¼ber die Beschwerde auch

angesichts des Umstands, dass es sich auch beim Beschwerdeverfahren um ein Eilverfahren

handelt, nicht mehr beseitigt werden kÃ¶nnen. Sind existenzsichernde Leistungen zum

Lebensunterhalt im Streit, ist zudem zu berÃ¼cksichtigen, dass deren GewÃ¤hrung einer

verfassungsrechtlichen, dem Schutz der MenschenwÃ¼rde dienenden Pflicht des Staates

entspricht (BVerfG Beschluss vom 23.07.2014 â€“ 1 Bvl 10/12, 1 BvL 12/12, 1 BvR 1691713).

Auch deshalb mÃ¼ssen in diesen FÃ¤llen die Interessen des Antragstellers gegenÃ¼ber der

existenzsichernden Funktion der zuerkannten Leistungen fÃ¼r den Antragsgegner deutlich

Ã¼berwiegen (Ã¤hnlich Bayerisches LSG Urteil vom 08.02.2006 â€“ L 10 AS 17/06 ER; LSG

Baden-WÃ¼rttemberg Beschluss vom 24.06.2008 â€“ L 7 AS 2955/08 ER). Damit verengt sich

der Anwendungsbereich des Â§ 199 Abs. 2 SGG in Eilverfahren nach dem SGB XII auf

Fallgestaltungen, in denen die Vollstreckung gegen den LeistungstrÃ¤ger ganz erheblich Ã¼ber
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die Nachteile hinausgeht, die fÃ¼r ihn regelmÃ¤ÃŸig mit der Zwangsvollstreckung aus dem

Titel ohnehin verbunden sind (zum Ausnahmecharakter einer Aussetzung der Vollstreckung

vergl. BVerfG Beschluss vom 04.08.2016 â€“ 1 BvR 380/16; in diesem Sinne auch LSG

Nordrhein-Westfalen BeschlÃ¼sse vom 04.02.2020 â€“ L 7 SF 28/20 ER, vom 18.11.2019 â€“

L 7 SF 401/19 ER, vom 31.10.2016 â€“ L 7 SF 449/16 ER, vom 09.01.2015 â€“ L 7 SF 928/14

ER; vom 16.03.2016 â€“ L 19 SF 123/16 ER, vom 03.12.2014 â€“ L 19 SF 801/14 ER, vom

04.11.2014 â€“ L 19 SF 725/14 ER, vom 12.09.2013 â€“ L 19 SF 267/13, vom 16.07.2014 â€“

L 6 SF 556/14 und vom 22.05.2014 â€“ L 6 SF 450/14 ER). Die Erfolgsaussichten des

Rechtsmittels sind insoweit zu berÃ¼cksichtigen, als bei offensichtlicher Rechtswidrigkeit der

angefochtenen Entscheidung die Vollzugsaussetzung regelmÃ¤ÃŸig angeordnet werden sollte.

Â 

Die Antragstellerin hat mit der Beschwerde und dem Vollstreckungsschutzantrag keine

besonderen rechtfertigenden UmstÃ¤nde vorgetragen, die Ã¼ber die Nachteile hinausgehen,

die mit der Vollstreckung aus einem nicht rechtskrÃ¤ftigen Titel ohnehin verbunden sind. Die

Entscheidung ist weder offensichtlich rechtswidrig, noch liegen andere Gesichtspunkte vor, die

eine Aussetzung unter BerÃ¼cksichtigung der oben dargelegten MaÃŸstÃ¤be als geboten

erscheinen lassen. Vielmehr hat das Sozialgericht zu Recht und mit zutreffender BegrÃ¼ndung,

auf die der Senat ergÃ¤nzend verweist, die Antragstellerin und BeschwerdefÃ¼hrerin zur

Leistungszahlung verpflichtet. 

Â 

Der Beschluss verpflichtet die Antragstellerin, Leistungen â€žnach Â§ 23 Abs. 3 Satz 6 iVm Â§

23 Abs. 3 Satz 5 Nr. 1-3 SGB XIIâ€œ (ÃœberbrÃ¼ckungsleistungen) zu zahlen. Auch im

einstweiligen Rechtsschutz ist in entsprechender Anwendung von Â§ 130 Abs. 1 Satz 1 SGG

die Verpflichtung des LeistungstrÃ¤gers lediglich dem Grunde nach zulÃ¤ssig, die

Vollstreckung erfolgt dann in entsprechender Anwendung von Â§ 201 SGG mittels

Zwangsgeldandrohung und -festsetzung (Schmidt in Meyer-Ladewig, SGG, 13. Aufl., Â§ 201

Rn. 2a; WÃ¼ndrich, SGb 2009, 267 ff). Die Bezeichnung der Leistungen als vorlÃ¤ufig wÃ¤re

nicht erforderlich gewesen, da ein Beschluss im einstweiligen Rechtsschutz naturgemÃ¤ÃŸ nur

eine einstweilige Regelung trifft (LSG Nordrhein-Westfalen Beschluss vom 04.02.2020 â€“ L 7

SF 28/20 ER), beschwert die Antragstellerin des Vollstreckungsschutzverfahrens aber nicht.

Gleiches gilt fÃ¼r die Verpflichtung, die Leistung â€ž darlehensweiseâ€œ zu erbringen. 

Â 

Das Beschwerdevorbringen rechtfertigt eine Aussetzung der Vollstreckung nicht. Der Anspruch

auf Leistungen nach Â§ 23 Abs. 3 Satz 6 SGB XII setzt nicht immer voraus, dass ein

Ausreisewille feststellbar ist. Es ist nicht anzunehmen, dass der Gesetzgeber UnionsbÃ¼rger
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gerade dann leistungslos lassen wollte, wenn die den Leistungsausschluss begrÃ¼ndende

RÃ¼ckkehroption in das Herkunftsland sich gerade nicht verwirklichen lÃ¤sst und die

Verweigerung von Leistungen sich als unzumutbare besondere HÃ¤rte darstellt (Beschluss des

Senats vom 07.04.2022 â€“ L 9 SO 295/20; LSG Nordrhein-Westfalen Beschluss vom

28.03.2018 â€“ L 7 AS 115/18 B ER; LSG Berlin-Brandenburg Beschluss vom 20.06.2017 â€“ L

15 SO 104/17 B ER). Da es schon aus verfassungsrechtlichen GrÃ¼nden zwingend ist, einem

sich erlaubt im Bundesgebiet aufhaltenden AuslÃ¤nder fÃ¼r die Dauer seines tatsÃ¤chlichen

Aufenthalts existenzsichernde Leistungen zu gewÃ¤hren, ist Â§ 23 Abs. 3 Satz 6 SGB XII

zudem verfassungskonform dahin auszulegen, dass auch bei nicht befristeten besonderen

Bedarfslagen und damit fÃ¼r die tatsÃ¤chliche Dauer des Aufenthalts im Bundesgebiet

existenzsichernde Sozialleistungen tatsÃ¤chlich zu gewÃ¤hren und die bestehenden Bedarfe

zu decken sind (Siefert in JurisPK SGB XII Â§ 23 Rn. 108). 

Â 

Der von der Antragstellerin in Bezug genommenen Entscheidung des 12. Senats des LSG

Nordrhein-Westfalen vom 06.10.2021 â€“ L 12 AS 1004/20 folgt der erkennende Senat nicht.

Der unbestimmte Rechtsbegriff der â€žbesonderen HÃ¤rteâ€œ iSd Â§ 23 Abs. 3 Satz 6 SGB

XII ist verfassungskonform auszulegen. Die Auffangvorschrift des Â§ 23 Abs. 3 Satz 6 SGB XII

dient gerade dazu, einen mit dem Recht auf ein menschenwÃ¼rdiges Existenzminimum nicht

zu vereinbarenden vollstÃ¤ndige Ausschluss von Hilfeleistungen (dazu Deckers in

Grube/Wahrendorf/Flint, SGB XII, 7. Aufl. Â§ 23 Rn. 76; Siefert in JurisPK SGB XII Â§ 23 Rn.

108) zu vermeiden. Wenn die Verweigerung von Leistungen damit zu einem nicht

verfassungsgemÃ¤ÃŸen Ergebnis fÃ¼hren wÃ¼rde, kÃ¶nnen weitere ungeschriebene

Tatbestandsvoraussetzungen fÃ¼r einen Anspruch nicht gefordert werden (so auch LSG

Nordrhein-Westfalen Beschluss vom 28.03.2018 â€“ L 7 AS 115/18 B ER).

Â 

Nach Aktenlage stellt die Verweigerung existenzsichernder Leistungen vorliegend eine

besondere HÃ¤rte dar. Eine besondere HÃ¤rte zeichnet sich dadurch aus, dass sie nicht fÃ¼r

alle vom Leistungsausschluss betroffenen Personen typisch ist, also Ã¼ber die mit dem

reduzierten Leistungsumfang typischerweise verbundenen HÃ¤rten in der Person des

Leistungsberechtigten individuelle Besonderheiten hinzutreten (Siefert in JurisPK SGB XII Â§

23 Rn. 106 mwN). Die nach unwidersprochener Aktenlage bei der Antragsgegnerin bestehende

schwere Demenz mit intensiver PflegebedÃ¼rftigkeit und daraus folgender Notwendigkeit einer

Betreuung und UnterstÃ¼tzung durch den in Deutschland lebenden Sohn sowie

TransportunfÃ¤higkeit bedingen derzeit eine besondere HÃ¤rte. Es ist der Antragsgegnerin

offensichtlich weder mÃ¶glich noch zumutbar, ohne familiÃ¤re Betreuung nach Kroatien

zurÃ¼ckzukehren. Die Antragstellerin hat mit ihrer Beschwerde auch keine Wege aufgezeigt,

wie das zu bewerkstelligen sein sollte. 
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Â 

SchlieÃŸlich nimmt die angefochtene Entscheidung die Hauptsache nicht unzulÃ¤ssig vorweg.

Eine Vorwegnahme der Hauptsache liegt nur vor, wenn die angeordnete MaÃŸnahme nicht

mehr nachtrÃ¤glich fÃ¼r die Vergangenheit korrigierbar ist (BSG Urteil vom 13.12.2016 â€“ B 1

KR 1/16 R). Bei der Verpflichtung zur Zahlung von Geldleistungen liegt eine Vorwegnahme der

Hauptsache daher nur vor, wenn eine spÃ¤tere RÃ¼ckforderung im Fall des Obsiegens des

LeistungstrÃ¤gers aus rechtlichen GrÃ¼nden ausgeschlossen ist. Evtl. wirtschaftliche

Schwierigkeiten des Schuldners bei der RÃ¼ckerstattung der Leistungen begrÃ¼nden keine

UnmÃ¶glichkeit der RÃ¼ckabwicklung und Vorwegnahme der Hauptsache (LSG Nordrhein-

Westfalen Beschluss vom 04.02.2020 â€“ L 7 SF 28/20 ER; Keller in: Meyer-Ladewig, SGG, 13.

Aufl., Â§ 86b Rn. 31).

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von Â§ 193 SGG.

Â 

Dieser Beschluss ist nicht mit der Beschwerde anfechtbar (Â§ 177 SGG). 

Â 

Â 

Erstellt am: 19.12.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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